
 
 
 
 
EXECUTIVE SUMMARY 

 

Klimaneutralität im Transportsektor zum Erfolg machen 
 

Antriebswende bei schweren Lastwagen ermöglichen: 
Strom, Maut, Absicherung von Investitionen 
 
Über zwei Jahre hat die Regionalgruppe NRW der Wirtschaftsvereinigung der Grünen in sieben Work-
shops Positionen und Lösungen zur Transformation des Schwerlastverkehrs entwickelt – die nun dem 
Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes übergeben werden. Hier ei-
nige Botschaften des 20-seitigen Papiers: 
 

• Die klimaneutrale Antriebswende im Schwerlastverkehr ist möglich – aber nur, wenn die Politik 
an entscheidenden Stellschrauben dreht. Tut sie das, so können E-Lkw einen Wettbewerbs-
vorteil von 10-20% gegenüber Diesel-Lkw haben. Und sind vor Preissprüngen bei fossilen 
Brennstoffen sicher, die durch Kriege wie im Iran oder Erpressung durch Lieferländer drohen. 
 

• Die Technik ist da. E-Lkw sind schon jetzt für mehr als 70% des deutschen Schwerlastver-
kehrs geeignet. Entscheidend sind die Kosten: Weil sie in der Anschaffung meist noch mindes-
tens doppelt so teuer sind wie fossile Lkw, müssen die Einsparungen im Betrieb die Investition 
rentabel machen.  
 

• Auf die Lastwagen kommt es doppelt an: 
- Der Schwerlastverkehr verursacht etwa ein Drittel des Ausstoßes von Treibhausgasen im 
Verkehrssektor – der seine Klimaziele in den vergangenen Jahren immer wieder verfehlt hat. 
Zugleich nehmen die Klimarisiken durch die Abgase immer weiter zu.  
- Preisgünstiger Transport ist ein Kostenfaktor im Hochlohn-Standort Deutschland, quer 
durch alle Branchen. Fast alles, was wir anfassen, war irgendwann in einem Lkw. Würden die 
Transportkosten steigen, träfe das die gesamte Volkswirtschaft. 
 

Was sind die Stellschrauben? 

1. Ladestrom auf dem Betriebshof statt an der Autobahn: Netzausbau nötig 
 
Die Förderung von Ladeinfrastruktur im Depot der Logistiker braucht mehr Aufmerksamkeit 
von der Politik – die zu oft nur auf die Ladestationen an den Autobahnen schaut. Bei den öffent-
lichen Ladestationen liegen die Preise aber deutlich über dem Diesel-Äquivalent, also was pro 
Kilometer für die Energie bezahlt werden muss. Der für kommendes Jahr geplante EU-Emissi-
onshandel 2 wird den Diesel auf Dauer verteuern, aber die Stromkosten bleiben absehbar eine 
Herausforderung. Deshalb braucht es den Lademix mit günstigem Laden im eigenen Depot. 
Dafür müssen die nötigen Netzanschlüsse zur Verfügung gestellt werden und der Netz-
ausbau insgesamt stark beschleunigt werden. Ermöglicht werden muss auch eine Priorisie-
rung besonders relevanter Anschlüsse – und dazu zählen die Logistiker. 
 



2. Stromkosten senken  

 
Günstige Strompreise sind ein wesentlicher Faktor für die Elektrifizierung des Transportsek-
tors. Für die Wirtschaft in ihrer ganzen Breite sollte die Erzeugung von günstigem klimaneutra-
lem Strom erhöht und Steuern und Abgaben auf Strom auf das rechtlich zulässige Mini-
mum gesenkt werden. Insbesondere muss ein größerer Teil der Netzentgelte aus öffentlichen 
Mitteln finanziert werden – die Verbraucher von heute können nicht mit ihren Entgelten das 
Netz von morgen bezahlen. Zugleich werden energieintensive Unternehmen derzeit durch 
den Industriestrompreis begünstigt – für den Schwerlastverkehr könnte eine übergangs-
weise ähnliche Begünstigung die Transformation direkt unterstützen. Die ganze Branche 
könnte nach Umstellung einen Stromverbrauch umfassen in der Größenordnung von einem 
Drittel des gesamten Stromverbrauchs der Deutschen Industrie. 
 

3. Mautkosten verlässlich gestalten: Über 2031 hinaus 

 
Die Mautbefreiung für E-Lkw ist aktuell nur bis Juli 2031 gesichert – für Investitionen in neue 
Fahrzeuge ist hier eine längere Planbarkeit von mindestens zehn Jahren notwendig. Aktu-
ell werden die Mehrkosten für strombetriebene schwere Lastwagen durch die Befreiung ausge-
glichen. Die Begünstigung könnte langfristig schrittweise abgebaut werden, in dem Maße wie 
die Mehrkosten für E-Lkw sinken und deren Anteil am Straßenverkehr wächst. 
 

4. Investitionen mit öffentlichen Garantien ermöglichen 
 
Um den Logistik-Unternehmen ihre erheblichen Investitionen in die Antriebswende zu ermögli-
chen, braucht es den gezielten Einsatz staatlicher Bürgschaften. Insbesondere beim Bau von 
Lademöglichkeiten auf den Betriebshöfen wollen Banken oft die gebaute Infrastruktur nicht als 
Sicherheit akzeptieren. Hier sind Programme mit Garantien insbesondere von Länder-Seite 
nötig. Diese wären nach Einschätzung der betroffenen Branchen günstiger als Subven-
tions-Programme und hätten zugleich mehr Hebelwirkung.  
 

5. Unterstützung bei Aufbau und Transfer von Know-how 

Die Kombination von Fuhrparkmanagement, Einsatz von Photovoltaik, Stromspeichern, einem 
am Börsenpreis orientiertem Lademanagement und vielem mehr erfordert den Aufbau neuer 
Kompetenzen bei den Logistik-Unternehmen. Dies kann durch den Aufbau von Strukturen mit 
zertifizierten staatlich anerkannten Beratern unterstützt werden. Gegenüber ihren Subun-
ternehmern haben die großen Logistiker dabei eine besondere Verantwortung: Diese er-
bringen bei manchen Unternehmen mehr als die Hälfte der Transportleistung. Hier braucht es 
Know-how-Transfer, gemeinsame Ladeinfrastruktur, Charging-as-a-Service-Modelle und Unter-
stützung beim Flottenumbau. 

 
Das Ziel dabei: Den Schwerlastverkehr in Deutschland wettbewerbsfähig erhalten und klimaneutral 
machen – doppelt zukunftsfest. 

 

Kontakt: 

Diana von Webel, Wirtschaftsvereinigung der Grünen, Team Kommunikation 
kommunikation@wv-g.de, 0176-30010215 

mailto:kommunikation@wv-g.de
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MEMORANDUM 

Klimaneutrale Antriebswende im Schwerlastverkehr 

Strukturelle Hemmnisse und dringender politischer Handlungsbedarf 

Regionalgruppe NRW, Wirtschaftsvereinigung der Grünen (WVG) | Juli 2026 

Dieses Memorandum ist Ergebnis eines zweijährigen Diskussionsprozesses mit führenden 
Stakeholdern: Logistikern, OEMs, Netzbetreibern Serviceleistern aus NRW in insgesamt sieben 
Workshops, Gesprächen mit Fachleuten und Praktikern sowie dem Wirtschaftsministerium 
NRW (MWIKE). Es ist unser Diskussionsbeitrag, der sich vielleicht in einzelnen Positionen von 
denen unserer Gesprächspartner unterscheidet.  

0. Executive Summary 

Die klimaneutrale Antriebswende im Schwerlastverkehrs ist technisch gelöst – sie 
scheitert an fehlenden politischen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen. Ohne 
entschlossenes politisches Handeln wird es über Pilotprojekte hinaus kaum 
flächendeckenden Roll-out geben. Dabei könnte eine Elektrifizierung des Logistik-
Sektors, wenn sie richtig gemacht wird, sogar deutliche Kostenvorteile bringen. 

Wir konzentrieren uns hier aufgrund des großen Vorsprungs auf E-LKWs. Wir sehen das 
Potential der H2-Technologie. Die strukturellen Probleme der Umsetzung sind aber ähnlich. 

Dimension und Dringlichkeit (Kapitel 1.) 

Der Schwerlastverkehr (LKW N2/N3) verursacht etwa ein Drittel der THG-Emissionen des 
Verkehrs. Eine Verlagerung auf die Schiene im großen Stil ist erst in der zweiten 
Jahrhunderthälfte möglich. Allein die Transformation der bundesweit 470.000 N3-LKW erfordert 
trotz der erwartbaren Skalierungsvorteile zusätzliche Investitionen der Logistiker von ca. 47 
Mrd. € in 10 bis 15 Jahren. Allerdings ist höchste Logistik-Effizienz im Hochlohnland 
Deutschland wesentlich für die internationale Wettbewerbsfähigkeit. 

Das Dilemma der Logistik 

Die Branche soll eine milliardenschwere, gesellschaftlich gewünschte Transformation 
organisieren und finanzieren, aus der sie kaum wirtschaftlichen Mehrwert zieht – bei Margen 
unter 5 %, ungelösten Netzproblemen und großen Herausforderungen in der erforderlichen 
Reorganisation der gesamten Logistik. Die zwingende Konsequenz: Die Transformation muss 
im Ergebnis mindestens kostenneutral sein (CAPEX + OPEX inkl. Transformationskosten). 
Wahrscheinlich sind sogar Kostenvorteile für einen Roll-out erforderlich. 

Energiekosten: Kritischer Erfolgsfaktor (Kapitel 2.) 

Öffentliches Laden ist allein nicht tragfähig: Der günstigste öffentliche HPC-Preis liegt ca. 10 
ct/kWh über dem Diesel-Äquivalent, d.h. 10.000 € Mehrkosten/LKW & Jahr. Der Emissions-
handel ETS2 ist sehr wichtig, aber kein Gamechanger. Selbst bei einer weiteren CO₂-
Preiserhöhung um 100 €/t wäre es noch zu teuer. 70–80 % der Ladeenergie müssen i.d.R. am 
eigenen Depot geladen werden – auch weil nur dort Preise < 30 ct/kWh erreichbar sind. Die 
Depotladeinfrastruktur ist das Herzstück, ohne die auch öffentliche Ladeparks leer bleiben.  

Strukturelle Hemmnisse (Kapitel 3.-5.) 

– Netzbetreiber: Unzureichende Netzkapazität und überlange Netzanschlusszeiten bes.  in 
depottypischen Randlagen, fehlendes Know-how/Personal bei vielen der > 800 
Netzbetreibern machen koordinierte bundesweite Roll-outs faktisch unmöglich. Der 
zögerliche Verteilnetzausbau ist vor allem anderen der zentrale Bottleneck. 
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– Komplexität der Transformation: Die Komplettumstellung auf E-LKW verlangt eine 
grundlegende Veränderung aller Prozesse in der Logistik inkl. einer IT-technischen 
Umstellung, Umbaumaßnahmen (ggf. Depotverlegung) und Qualifizierung der Mitarbeiter 

– Subunternehmer: 50–80 % der Fahrzeuge großer Logistiker werden von 
Subunternehmern gestellt – ohne Kapital, Know-how oder Zugang zu Depotinfrastruktur. 

– Maut-Planung: Die Mautbefreiung gilt bis 30.6.2031, danach noch nicht geklärt. Für 8–
10-Jahres-Investitionskalkulationen einer Flottentransformation ist das kontraproduktiv. 

– Finanzierung: Bei Margen unter 5 % und fehlender dinglicher Sicherung ist Kreditierung 

ohne staatliche Absicherung häufig nicht möglich. Staatliche Bürgschaften haben eine 

deutlich größere Hebelwirkung als Förderzuschüsse. 

Ein Roll-out ist deshalb unter den heutigen Rahmenbedingungen nur selten umsetzbar. 

Die Chancen – Was möglich ist (Kapitel 5.1. und 6.) 

E-LKW sind technisch serienreif und jetzt schon für mehr als 70 % der Güterverkehrsleistung 
geeignet. Der Umstieg einzelner Fahrzeuge oder kleinerer Teilflotten ist heute bereits 
wirtschaftlich darstellbar. Ständig kommen effizientere Lösungen in den Markt. Mit der hier 
vorgeschlagenen Lösung der 5 Hauptprobleme erringt die E-Logistik einen Wettbewerbsvorteil 
von 10-20 % (ohne Personalkosten) gegenüber der Diesel-Logistik, auch ohne Mautsubvention 
- allerdings nur unter diesen Voraussetzungen. Wir empfehlen den Logistikern, die Chancen 
der E-LKW zu nutzen und so Erfahrungen zu sammeln und Wettbewerbsvorteile zu generieren.  

Politischer Handlungsbedarf (Kapitel 7.) 

Ebene notwendige Maßnahmen 

NRW ➢ Regionale Stromplanung, analog der kommunalen Wärmeplanung, daraus NRW 
Masterplan mit Meilensteinen, Flächenpolitik und Förderung, Koordinator für 
Netzanschlussverfahren beim Land NRW 

➢ Ausbau und Vereinfachung der Investitionsabsicherung in Depotladeinfrastruktur in 
Koordination mit dem Bund/KfW mit vielfach höherem Hebeleffekt als Zuschüsse 

➢ Subunternehmer: Entwicklung von Förderprogrammen, staatlich anerkannte, neutrale 
Beratungsstrukturen, Unterstützung des Transformationssauftrag der großen Logistiker  

Bund ➢ Langfristige Mautsicherheit über 2031 hinaus, ausreichend, um die (sinkenden) 
Mehrkosten der E-LKW auszugleichen. 

➢ Deutliche Stromkostensenkung analog produzierendem Gewerbe (z.T. zeitlich befristet) 

➢ Reform der Netzanschlussregulierung durch ein proaktives Vorsorgeplanungsprinzip 
und Koordinierung der >800 Netzbetreiber für bundesweit agierende Logistiker. Die 
Regulatorik muss geändert und vereinheitlicht, das EnWG angepasst werden. 

➢ Beseitigung der verkehrsrechtlichen Nachteile von E-LKW (Gewicht, Achslast, Länge); 

Prüfung von Sonderspuren und Innenstadt- und Parkprivilegien für E-LKW  

Europa ➢ Vereinfachung und Ausweitung der Clean Vehicle Directive für N2/N3 

➢ ETS2-Flankierung: Umsetzung AFIR-Verordnung und Netzanschluss-Fristenpflicht  

➢ Verbesserung des Förderrahmen: Günstige EIB-Darlehn, Erhöhung der EU-
Innovationsfonds (aus ETS-Einnahmen) für Depotinfrastruktur, AGVO: u.a. höhere 
Förderdeckel, Nutzung von IPCEI in Grenzregionen und strukturschwachen Gebieten 

 

Fazit: (Kapitel 8.) 
Trotz großer Chancen: Ohne Sicherstellung der Depotladeinfrastruktur, langfristige an die 
degressiven Mehrkosten angepasste Mautsicherheit, Senkung der Stromgesamtkosten 
auf Dieseläquivalent und ohne strukturelle Lösung für Subunternehmer wird sich der Roll-
out auf klimaneutrale Antriebe im Schwerlastverkehr massiv verzögern.  
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1. Klimaneutrale Antriebswende im Schwerlastverkehr – Dimension 
und Dringlichkeit 

Der Schwerlastverkehr (LKW N2 und N3) mit einem Anteil von ca. einem Drittel der THG-

Emissionen des Verkehrs. ist einer der am schwierigsten zu dekarbonisierenden Sektoren des 

deutschen Verkehrssystems. Die Verlagerung größerer Teile des Schwerlastverkehrs auf die 

Schiene ist im Sinne der nachhaltigen Transformation sinnvoll. Zugleich ist klar, dass sie nur 

Schritt für Schritt zu erreichen ist. Der Schwerlastverkehr auf der Straße wird in den zwei 

Jahrzehnten bis 2045, dem im Klimaschutzgesetz für Deutschland festgelegten Zieljahr für THG-

Neutralität, in jedem Fall weiter ein wesentlicher Faktor sein. Zwar hat der Schienengüterverkehr 

seit 2005 mit 41 % mehr als doppelt so schnell zugenommen wie der Straßengüterverkehr, 

stagniert aber in den letzten Jahren deutlich. Die 7,2 Mio. Verspätungsereignisse des 

Schienengüterverkehrs in 2024 mit zusammen 159 Mio. Verspätungsminuten oder 110.000 

Tagen (Bundesnetzagentur 12.2025) zeigen die gegenwärtigen Grenzen der Ausweitung des 

Schienengüterverkehrs mit der für die Industrie essentiellen Lieferpräzision. Gründe sind auch 

die vielfach fehlende Infrastruktur (Schienennetz, Terminals etc.). Vor allem aufgrund der bis 

2036 geplanten Generalsanierung des Hochleistungsnetzes ist erst danach eine Verlagerung auf 

die Schiene in großem Umfang plan- und machbar. Natürlich ist es richtig, jede Chance zur 

Erweiterung des modalen Verkehrs zu nutzen, grundlegende Veränderung werden vor Mitte des 

Jahrhunderts nicht zu erwarten sein.  Dabei ist allerdings auch zu bedenken, dass selbst bei 

einer Verdopplung des Anteils des Schienengüterverkehrs immer noch über 50 % der 

Tonnenkilometer auf der Straße transportiert werden.  

► 
Idee einer integrierten Logistik, so richtig sie ist, ist nicht Gegenstand dieses 

Memorandums 

Als WVG unterstützen wir das Konzept der integrierten Logistik, unterstützt durch 

Datenplattformen und autonomes Fahren und die dadurch verknüpften Chancen für die 

Transformation der Mobilität. Zugleich ist klar, dass die Wende zu klimaneutralen Antrieben 

unabhängig von der integrierten Logistik in jedem Fall erreicht werden muss und dies auch 

deutlich schneller. Deshalb sind diese grundsätzlich richtigen Ansätze nicht Gegenstand dieses 

Memorandums 

► 
Die Antriebswende im Schwerlastverkehrs ist von großer gesamtgesellschaftlicher 

Bedeutung auf dem Weg zur Klimaneutralität. 

Gleichzeitig ist die Abhängigkeit von fossilen Kraftstoffen im Schwerlastverkehr besonders tief 

verwurzelt: Aufgrund der Anforderungen an Reichweite, Nutzlast und Netzabdeckung haben 

Alternativen zum Dieselantrieb lange Zeit als technisch nicht serienreif gegolten. Dies hat sich in 

den letzten Jahren grundlegend geändert. 

Mit der neuen Generation batterieelektrischer Schwer-LKW aller großen Hersteller können 

nach aktueller Einschätzung mehr als 70 % des deutschen Schwerlastverkehrs bereits 

heute technisch abgewickelt werden: Stadtverkehr, Hub-to-Hub-Verkehre sowie regionale 

Distributionslogistik. H2-LKW sind grundsätzlich in bestimmten Bereichen sinnvoll, allerdings 

noch weit entfernt von der Wirtschaftlichkeit.  



Regionalgruppe NRW - WVG    |    Memorandum: Klimaneutrale Antriebswende Schwerlastverkehr 

Seite 4 | Regionalgruppe NRW - WVG | Juli 2026 

Ein 
Drittel 

 

der THG-Emissionen im Verkehrssektor entfallen auf den 
Schwerlastverkehr LANUK Treibhausgas Emissionsinventar 

>70 % 

 

der LKW der Klassen N2/N3 (ab 3,5 t zGG) in NRW sind potenziell 
elektrifizierbar (bei >400 km Reichweite) 

470.000 

 

N3-LKW (> 12 to zGG, inkl. Sattelzugmaschinen) in Deutschland (ZFZR 
2023) – mit einem zusätzlichen Investitionsbedarf von ca. 47 Mrd. € 
innerhalb 10-15 Jahren für eine vollständige Flottentransformation, auch 
unter Berücksichtigung der zu erwartenden Skalierungsvorteile.  

Die Bundesregierung hat – EU induziert - mit der Novellierung des Bundesfernstraßen-

mautgesetzes ein wirksames Anreizinstrument gesetzt: Ab dem 1. November 2025 zahlen LKW 

über 4,25 t weiterhin bis 30.6.2031 keine Maut gegenüber Diesel (34,8 ct/km, > 18 t, 5-Achser 

Euro 6) – eine Differenz, die die höheren Anschaffungskosten des elektrischen Antriebs 

wirtschaftlich ausgleicht (s.u. 2.1. TCO-Vergleichsrechnung). Für den Zeitraum ab 2031 fehlt 

aber die (soweit zulässige) bundesdeutsche gesetzliche Regelung, den Spielraum der Richtlinie 

(EU) 2025/2459 bei der Mautermäßigung für E-LKW auch nach 6/2031 so weit wie möglich 

auszuschöpfen (s.a. 2.3). Es fehlt die nötige Planungssicherheit, die für eine im Laufe von z.B. 

10 Jahren umzusetzende Transformation erforderlich ist. Mit dem neuen Förderprogramm des 

BMV „Ladeinfrastruktur für schwere Nutzfahrzeuge“ anerkennt die Bundesregierung die 

Bedeutung der Depotladeinfrastruktur. Die gewaltigen Herausforderungen der Finanzierung der 

Transformation und deren technischen Umsetzung sind damit aber noch nicht gelöst. 

Das ambitionierte Ziel der nordrhein-westfälischen Landesregierung, 80.000 LKWs (N2, N3) bis 

2030 mit emissionsfreiem Antrieb auf der Straße im Einsatz zu haben (Handlungskonzept 

Schwerer Straßengüterverkehr, MWIKE 2022), ist trotz des großen Engagements der 

Landesregierung - personell, organisatorisch und finanziell - aus heutiger Perspektive nicht mehr 

erreichbar. Die Transformation droht aber auch, längerfristig zu scheitern – nicht an der 

Technologie, sondern an fehlenden wirtschaftlichen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen. 

Die Ursachen auf der Basis unserer vielen Gespräche mit Logistikern aufzuzeigen und 

Lösungswege vorzuschlagen, ist das Ziel dieses Memorandums. 

 

2. Wirtschaftsstandort Deutschland: Logistik als systemkritische  
    Infrastruktur 

Logistik ist keine Branche unter vielen. Sie ist das Rückgrat der deutschen Wirtschaft: Ohne 

funktionsfähige und kostengünstige Transportketten gibt es keine wettbewerbsfähige Produktion, 

keine verlässliche Versorgung der Bevölkerung und kein funktionierendes Exportgeschäft. 

Deutschland verlöre als Hochlohnstandort ohne höchste Logistik-Effizienz deutlich an 

internationaler Wettbewerbsfähigkeit. Laut Kraftfahrbundesamt werden 84,7% des 

Güterverkehrs nach Tonnen auf der Straße transportiert (70,9%-Punkte deutsche LKWs). Nach 

Tonnenkilometer sind es 71%. Daran wird sich trotz aller Bemühungen im Schienennetz in den 

nächsten Jahrzehnten nur wenig ändern können.  
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Gleichzeitig operieren Speditionen unter extremem Kostendruck: Die Margen der 
Branche liegen überwiegend deutlich unter 5 %. Dieser Wert ist nicht 
Verhandlungsmasse – er ist strukturelle Realität eines hochkompetitiven Marktes. 
Mehrkosten, die nicht unmittelbar und zwingend auf die Auftraggeber und 
Kundenüberwälzt werden können, sind nicht finanzierbar. 

Die Logistik kann aus der Transformation kaum wirtschaftlichen Vorteil ziehen 

 

Jan Matzoll (NRW-Landtag, Bündnis 90/Die Grünen) brachte es auf den Punkt: „Im 
Bereich der Logistik haben wir nur eine Veränderung des Antriebs. Dort kann man nicht 
davon ausgehen, dass sich große Änderungen der Gewinnmargen ergeben. 
Dementsprechend sind die Antworten erheblich andere als in Branchen, wo mit der 
klimaneutralen Transformation auch enorme Innovationssprünge mitgehen, die finanzielle 
Chancen bieten.“ Diese Feststellung ist von fundamentaler politischer Bedeutung.  
(WVG Veranstaltung am 11.6.2025 im Landtag NRW) 

 

Anders als in der Energiewirtschaft, der Automobilindustrie oder der Digitalwirtschaft erzeugt die 

klimaneutrale Transformation in der Transportlogistik keinen neuen Mehrwert für das 

Unternehmen. Es handelt sich ausschließlich um eine Umstellung des Antriebssystems – mit 

hohen Investitionen, komplexen Umstellungskosten und erheblichen operativen Risiken, denen 

kein verbessertes Produkt, kein neuer Markt und keine höhere Marge gegenübersteht. Nicht 

unerwähnt soll jedoch sein, dass sich die Arbeitsbedingungen für die Fahrer verbessern. 

Dilemma 

der 

Logistik 

Die Branche steht also vor einem grundlegenden Dilemma: Sie soll 

eine milliardenschwere, gesellschaftlich gewünschte Transformation 

finanzieren, aus der sie keinen wirtschaftlichen Mehrwert zieht, 

zugleich effizienteste Logistik sicherstellen bei Margen unter 5 %, mit 

ungelösten Netzproblemen, beschränkten Finanzierungs-

instrumenten und fehlenden langfristige Zusagen bei der Maut.  

Die zwingend erforderliche Konsequenz: Die Transformation muss für die Logistiker im Ergebnis 

kostenneutral sein. Ohne Kostenneutralität (in der Gesamtrechnung von CAPEX und OPEX 

inklusive Transformationskosten) wird es keinen Roll-out geben. Mit Kostenvorteilen (z.B. 

Maßnahmen zur Senkung der Strompreise) kann die Transformation beschleunigt und die 

erheblichen Risiken der Umstellung ausgeglichen werden. Beides erfordert politisches Handeln. 

2.1 Die Energiekosten der kritische Erfolgsfaktor  

Besonders wichtig sind die Energiekosten. Ohne weitgehende Kostenparität in der Energie ist 

ein Flottenumstieg nicht vorstellbar. Selbst der zurzeit günstigste HPC-Preis an einer öffentlichen 

Ladesäule (39,9 ct/kWh) ist bei den gegenwärtigen (krisenbereinigten) Preisen noch 10 ct/kWh 

zu hoch gegenüber Diesel. Bei üblicher 100.000 km/a Fahrleistung wären das pro LKW 10.000.-

€/a Mehrkosten. Das wäre im Markt nicht durchsetzbar. Nur im eigenen Depot sind 

wettbewerbsfähige Preise erreichbar. Wasserstoff ist unabhängig von der Verfügbarkeit auf 

absehbare Zeit noch zu teurer.  
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ETS 2  ETS 2 ist wichtig, aber nicht der Gamechanger für die Branche 

Auch die durch ETS2 geplante Verteuerung der fossilen Kraftstoffe ändert daran nichts 

Grundsätzliches. Die Erhöhung der CO₂-Steuer in Deutschland von 25.-€/t (2021) auf 55.-€/t 

(2025) hat den Dieselpreis um 7,8 ct/l netto verteuert. Selbst eine weitere Erhöhung des CO₂-

Preises durch ETS2 um 100.-€/t würde demnach den Dieselpreis voraussichtlich um ca. 26 ct/l 

verteuern. Ein konkurrenzfähiger Strompreis würde dann bei 34,8 ct/kWh liegen, immer noch 5 

ct unter dem zurzeit billigsten öffentlichen Stromladepreis (39,9 ct/kWh). 

  

Die aktuelle Spritpreiskrise zeigt, wie rasch Strom wirtschaftlich attraktiv werden und sogar zu 

Wettbewerbsvorteilen führen kann. Die 

Abhängigkeit der fossilen Energieversorgung 

von geoökonomischen Krisen ist keine 

konjunkturelle, sondern eine strukturelle. Dies 

verändert die Total Cost of Ownership (TCO). 

Der gegenwärtige Dieselpreis in der Krise liegt 

mit 1,71 € netto (BGL 20.4.2026) noch einmal 

deutlich höher als alle möglichen ETS 2 

Wirkungen. Längerfristig höhere Preise 

werden, allerdings Konsequenzen für die 

Erhöhung aus ETS 2 haben und eventuell zu 

Reaktionen im Markt führen. Dennoch müssen 

zukünftig solche geostrategischen Risiken 

kalkulatorisch zu Gunsten der E-LKW berücksichtigt werden. 

Kostenparität  Diesel  zu  Strom pro km (Basis 2/2026) Wert 

Dieselpreis netto (Großverbraucher) per 20.2.2026 laut BGL pro Liter 1,3336 € 

Verbrauch Euro 6, 40 to pro 100 km 
 (OEM Angaben, bestätigt durch Logistiker) 

26 l/100 km 

Dieselkosten pro km:  26 x 1,3336/100 km  
Diesel Großverbraucher BGL  2/2026) 

34,67 ct/km 

e-LKW 40 to Verbrauch kWh/km (Angabe eines führenden OEM) 1,19 kWh 

Maximaler wirtschaftlich tragfähiger Strompreis (34,67/ 1,19) 
(inkl. Infrastruktur, min. 10 ct/kWh) 

max. 29,13 ct/kWh 

 

CO² Preis/to (Basis 2026) im Ø 60 80 100 120 140 160 180 200

Dieselpreis (Basis BGL Info 

Dieselgroßverbraucher, Feb. 2026)
1,333 €   1,3854 1,4374 1,4894 1,5414 1,5934 1,6454 1,6974

Dieselpreis pro km bei 26 l/100 km 0,35 €     0,36 €     0,37 €     0,39 €     0,40 €     0,41 €     0,43 €     0,44 €     

erforderlicher Lade-Strompreis pro kWh 

bei 1,19 kWh/km zzgl. 10 ct./kWh  

Infrastruktrukturkosten

0,291 €   0,303 €   0,314 €   0,325 €   0,337 €   0,348 €   0,359 €   0,371 €   

Dieselpreis und gleichwertiger Strompreis nach CO Preisentwicklung
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2.2 Die TCO-Gleichung: Was Kostenneutralität bedeutet 

 

Das Ergebnis ist eindeutig: 
Die zwingende Kostenneutralität wird gegenwärtig nur unter folgenden Bedingungen 
erreicht, wenn 
1) die Mautdifferenz und THG-Quote ausreichen, um die Mehrkosten des E-LKWs 

innerhalb von 5 Jahre auszugleichen, gegenwärtig nur mit voller Mautbefreiung, 
2) 75% der Fahrstrecke auf mautpflichten Straßen absolviert wird, 
3)  70-80 % der Laufleistung zu Depotpreisen geladen werden kann, da nur hier < 0,30 

€/kWh möglich ist, 
4) Öffentliche Ladestationen mit ausreichenden Ladekapazität und kostengünstig  

(<40 ct/kWh) überall (!) zur Verfügung stehen, 
5) Nutzung der Finanzierungsvorteile durch die NRW-Bank und Land NRW 
6) Die Mehrkosten des E-LKW 140.000.- € nicht übersteigt und evtl. Mehrkosten durch 

erhöhten Einsatz (z.B. Doppelschicht) ausgeglichen werden können,  
7) Die vermuteten Servicekosten-Vorteile von ca. 25-30 % tatsächlich eintreffen, 

Parameter
Diesel SZM

 40 to Euro 6

E-LKW: SZM  44 to

 Reichweite >500 km
 Diesel  BEV 

Jahreskilometer 100.000 km 100.000 km

Nutzungsdauer (Kauf) 5 Jahre 5Jahre

realistischer Kaufpreis lt. verschiedener 

Stakeholder
110.000 € 250.000 €

kalkulatorischer  Restwert 25% 27.500 € 62.500 €

AfA p.a.                                  16.500,00 €                                              37.500,00 € 0,17 €                    0,38 €                 

kalkulatorischer Zins NRW.Bank.Invest Zukunft, 

Bonitätsklasse D  3,55%;  5/0/5
                                               6.212,50 € 0,06 €                 

kalkulatorischer Zins (Volltilgung, mittlere Bonität 

(Standard & Poors: BBB)

Keine Förderprogramme 	Zinssatz 4,50% p.a.

                                   3.465,00 € 0,03 €                    

Kraftstoff / Energie/ Verbrauch

1,3334 €/Liter Diesel

 (BGL 2/2026)

26 L/100km

20 ct/kWh (Strom, Depot)

 + 10 ct Infrastruktur (amortisiert) - kann 

durch PV und Börsenpreis und Batterie um 

ca.3-5 ct. noch verbessert  weiter werden

119kWh/100km

Energie p.a.

(E-LKW 75 % Depotladen, 25 % öffentl. zu 39,9 €/ 

100kWh)  zzgi. Ad-blue für Euro 6

                                      35.254 € 38.645 € 0,35 €                    0,39 €                 

Wartung & Service pro Jahr Schätzung 75 % für 

BEV (OEMs nach unseren Info noch sehr 

zurückhaltend)

10.000 € 7.500 € 0,10 €                    0,08 €                 

Reifen pro Jahr (nur SZM) 3.000 € 3.000 € 0,03 €                    0,03 €                 

Kfz Steuer + Versicherung 6.496,68 € 7.582 € 0,06 €                    0,08 €                 

0,02 €                 

0,01 €                 

THG Quote konkretes Angebot für 2026 0,00 € -4.175 € -             0,04 € 

TCO pro km vor Maut 0,75 €                    0,99 €                 

Maut für 75 % der Strecke 0,24 €                    -  €                   

0,99 €             0,99 €           

*) Die Berechnungen beruhen auf verschiedenen Gesprächen mit großen Speditionen, Angaben von OEMs, des DSLV; Now-GmbH, eigenen Berechnungen auf  Basis 

dieser Angaben und Gegenchecks mit anderen TCO-Vergleichen (z.B. KEA BW, Faktencheck E-LKW, Milence). Wir haben uns um einen möglichst umfassenden und 

realistischen Vergleich bemüht.

TCO Vergleich Diesel zu E-LKW Sattelzugmaschine (SZM)  TCO pro Km 

Zusatzinvestitionen in Software, Reorganisation, Fuhrparkmanagement, Qualifizierung, bauliche Anpassungen, unsere Schätzung, 

bezogen auf 7 Jahre 1. Generation (siehe unten 3.3.)

Produktivitätsnachteil durch 5 % geringere Nutzulast (2 to) im realen Einsatz 1 %

Mautersparnis 34,6 ct/km bis 6/31=4 Jahre anschließend geschätzt 20 ct/km 

(angenommene Eurovignette/Maut ab 6/31 für BEV 40 to = 15 ct/km)

TCO pro km nach Maut*)

 ohne Kosten für Fahrer und  Kosten für Fuhrparkmanagement
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8) Die Wintertauglichkeit und Haltbarkeit der Batterie (SoH = State of Health) dauerhaft 
bei über 90% liegt, 

9) Die umfassende Reorganisation des Fuhrparks(managements) und damit eine 
Produktivitätsangleichung zum Diesel weitgehend gelingt (s. 3.3 und 4.1.). 

 
Für einen Roll-out, der zusätzlich große Investitionen erfordert, reicht das nicht aus, zumal 
diese Voraussetzungen noch nicht gesichert sind. 
 
Ohne deutliche Kostenvorteile werden nur wenige einen Roll-out über einzelne 
Pilotprojekte hinaus riskieren können und wollen. 
 

2.3 Kostenentwicklung E-LKW und Maut 

Wie unser TCO-Vergleich zeigt, rechnet sich auch bei den inzwischen nach unten in Bewegung 

geratenen Preisen der Einsatz von E-LKWs nur, sofern mit voller Mautbefreiung gerechnet 

werden kann - weitgehende Depotladung und Reorganisation des Fuhrparkmanagements 

vorausgesetzt. Dies wird aber in dem Maße nicht so bleiben, wie immer mehr E-LKW auf die 

Straße kommen. Wir rechnen mit einer deutlichen Mauterhöhung (nach unserer Kenntnis ca. 

10-15 ct/km ab 7/2031). Unsere Berechnung einer Sattelzugmaschine (SZM) zeigt, dass je 

10.000.- Preisangleichung zwischen Diesel und BEV ca. 2 ct/km TCO-Ersparnis bedeuten: 

 

3. Wesentliche Herausforderungen – Technik, Fuhrparkmanagement, 
Kosten 

3.1 Technische Reife: Was heute bereits funktioniert 

Die Technologie ist weitgehend serienreif. Batterieelektrische LKW der Klasse N3 mit 

Reichweiten von 400 bis über 500 km sind verfügbar (u. a. Mercedes-Benz eActros 600, Volvo 

FH Electric, MAN eTGX). Ladestandards bis 400 kW (CCS) sind etabliert, MCS (Megawatt 

Charging System) befindet sich in der Einführungsphase.  

H2-Technologie hätte zwar insbesondere in der Langstreckenlogistik einige Vorteile gegenüber 

eTrucks, aber nach Auffassung fast aller Marktteilnehmer ist diese auf absehbare Zeit 

wirtschaftlich nicht konkurrenzfähig, so dass auch bisherige Befürworter ebenfalls auf 

batterieelektrische Technologie umsteigen. Bis auf Weiteres wird Wasserstoff in diesem Papier 

nicht betrachtet, obwohl die langfristige Bedeutung dieser Antriebstechnologie nicht unterschätzt 

werden darf. Grundsätzlich werden dort die gleichen Fragen aufgeworfen: Anschaffungskosten 

sowie Energiekosten und -verfügbarkeit. 
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3.2 Depotladeinfrastruktur: Das Herzstück der Transformation 

Ein zentrales, in den Workshops wiederholt bestätigtes Ergebnis lautet: 70-80 % der gesamten 

Ladeenergie muss zwingend am Depot geladen werden. Da für die Subunternehmer auf den 

Depots der Auftraggeber nicht immer Platz ist, sind deren kostengünstige Lademöglichkeiten 

noch eine besondere Herausforderung. Die Gründe sind strukturell: 

➢ Öffentliche Ladestationen können kaum Preise unter 40 ct/kWh anbieten – damit liegt der 

Energiepfad von/der (?)E-LKW über dem Diesel-Äquivalent. Die großen Vorteile in der 

Energieeffizienz können nicht wirtschaftlich genutzt werden.  

➢ Von besonderer Bedeutung: Personalgebundenes, lohnpflichtiges Laden an öffentlichen 

Stationen verteuert die Energieversorgung zurzeit zusätzlich um ca. 10 ct/km. Hier geht es 

nicht um das Nachladen, wozu Pausen genutzt werden können (sofern das 

pausenrechtlich im Rahmen der VO (EG) Nr. 561/2006 geregelt wird). Es geht um die 

Startladung auf 100 %.  Das gilt im Übrigen auch für Diesel; nicht umsonst haben größere 

Speditionen eigene Tankstellen auf ihren Depots. Man stelle sich vor, ein Fahrer müsste 

vor oder nach seiner Tagesroute eine öffentliche Ladestation anfahren, weil im Depot keine 

Lademöglichkeit bestünde. 

➢ Nur die Nutzung der Sowieso-Standzeit (Be- und Entladezeit, Ruhezeiten) ermöglicht 

zusatzkostenneutrales Laden, solange Flash-Charging oder Batteriewechselstationen 

(beides z.Zt. schon im Praxistest in China) den Zeitaufwand nicht nivelliert. Allerdings 

müssen dafür die offenen Fragen der Arbeitszeitregelung noch geklärt werden.  

 

Die zentrale Erkenntnis: 
Ohne eine funktionsfähige Depotladeinfrastruktur werden öffentliche LKW-Ladestationen 

entlang der Autobahnen weitgehend leer bleiben – nicht, weil kein Bedarf besteht, 

sondern weil die Logistiker ohne Depotladen ihre Flotten gar nicht auf E-LKW umstellen 

können.  

 

Es ist ein grundsätzlicher Unterschied, ob ein Logistiker einige E-LKW einsetzt oder seine 

gesamte Flotte umstellt. Aber genau darum geht es. 

3.3 Reichweite und Ladestruktur 

Nach Daten des Kraftfahrt-Bundesamts (KBA) werden 89 % des Gütertransports nach Tonnage 

auf Strecken bis 250 km abgewickelt. Für diesen dominierenden Anteil des Güterverkehrs ist die 

Reichweitenproblematik bei aktueller Batterietechnologie gelöst. Für längere Strecken sind 

strategische Ladestopps in der Sowieso-Standzeit (Be- und Entladevorgänge, gesetzliche 

Pausenzeiten) planbar – jedoch nur, wenn eine entsprechende kostengünstige Infrastruktur 

vorhanden ist. In allen Diskussionen hat sich das Netz als der entscheidende Engpassfaktor 

erwiesen. Ein Beispiel:  Ein Depot mit Nachladefunktion (City to Hub, Hub to Hub, Hub to City) 

muss innerhalb von 2h 40 LKW mit 400 kW laden. Bei einem Gleichzeitigkeitsfaktor von 0,3 ist 

eine Leistung von 40 x 0,4 x 0,3 = 4,8 MW erforderlich. Die dafür zusätzlich (!) erforderliche 

Mittelspannung von ca. 20 kV steht selten zur Verfügung. Nach Auskunft der Speditionen werden 

von den Netzbetreibern häufig nicht einmal die Anfragen beantwortet und 

Realisierungszeiträume von bis zu 15 Jahren (bei fehlendem Umspannwerk) genannt. Um die 

Größe der Aufgabe zu verdeutlichen: Die Umstellung des gesamten deutschen gewerblichen 

LKW-Verkehrs wird nach unseren Berechnungen je nach zugrunde gelegtem Ausgangswert 

einen zusätzlichen Strombedarf von 40-60 TWh, also mehr als 10 % des gegenwärtigen 
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Stromverbrauchs in Deutschland, zur Folge haben. Es gibt auch noch höhere Schätzungen. Die 

dafür erforderlichen Verteilnetze fehlen überall. Nicht einmal die Größe der Aufgabe scheint 

erkannt. Die Probleme können aber, wie sich zeigt, schon bei den ersten Depotumrüstungen 

auftreten.  

Problem 
der VNB  

Regionalen Netzbetreibern fehlen Personal und Know-how 

Dies gilt insbesondere für örtliche Stadtwerke, die häufig weder Kapazität noch Know-how 

haben, gemeinsam mit den Logistikern schnell pragmatische Lösungen zu finden. Niemand 

erwartet, dass von Anfang an die am Ende erforderliche Stromkapazität zur Verfügung steht. Es 

geht mehr darum, einen gemeinsamen Prozess des Kapazitätsaufbaus und Flottenumbaus zu 

konzipieren. Es geht auch um die Veränderung in der Einstellung und Prozessorganisation der 

Netzbetreiber.  Das aus der Vergangenheit verständliche Diskriminierungsverbot (EnWG) 

erweist sich hier als besonders hinderlich. Für große Logistiker, die in ganz Deutschland Depots 

unterhalten, ist es eine kaum bewältigbare Herausforderung, mit 830 unterschiedlichen VNBs mit 

je eigenen Zielen, Prozessen, Traditionen, Know-how und Personalkapazität unternehmensweit 

gültige und kosteneffiziente Lösungen zu schaffen. Hier wäre die Installation von federführenden 

Leitstellen ein großer Fortschritt.  

3.4 Fuhrparkmanagement: Systembruch, kein Update 

Die Umstellung auf E-LKW ist kein technisches Software-Update des Fuhrparks – sie erzwingt 

eine fundamentale Reorganisation betrieblicher Abläufe. Auch dies bedarf erheblicher 

zusätzlicher Investitionen, für die gegenwärtig noch kein ausreichender ROI erkennbar ist. 

Folgende Veränderungen sind unabdingbar: 

1. Neuplanung der Tourenlogistik nach Reichweite und Ladezeiten 

2. Reorganisation der Depotflächen: Ladesäulen erfordern mehr Platz und binden Flächen 

langfristig – anders als Tankstellen 

3. Anpassung der Schichtsysteme zur Optimierung der Ladezeiten in der Sowieso-Standzeit 

4. Qualifizierung der Mitarbeiter mit ständiger Anpassung an die sich rasant 

weiterentwickelnde Technologie 

5. Aufbau eines Energiemanagementsystems (ab ca. 100.000 € Softwareinvestition) 

6. Integration der Subunternehmer in die Ladeinfrastruktur – logistisch und rechtlich 

hochkomplex 

7. Umgang mit Spitzenlastzeiten (z.B. 16–18 Uhr im 2-Schichtbetrieb), die extreme 

Netzleistungen erfordern 

3.5 Die Finanzierung 

Wenn wir die Umstellung der ca. 470.000 N3-LKW und Sattelzugmaschinen in Deutschland 

betrachten und einen Mehrbedarf unter Berücksichtigung aller zukünftigen Skalierungsvorteile in 

den nächsten 10 Jahren von 100.000.- € Mehrkosten pro Fahrzeug inkl. Infrastruktur kalkulieren, 

kommen wir auf 47 Mrd. € Mehrkosten für die Logistiker (nach gegenwärtiger Kostenstruktur 

wäre es doppelt so viel).  

Für einen großen Logistiker mit 2.000 LKWs und 20 Depots bundesweit bedeutet die vollständige 

Umstellung: Investitionen von ca. 30 Mio. € allein für die Ladeinfrastruktur, plus Nebenanlagen, 

Energiemanagementsysteme und Planungsaufwand, zusätzlich die Mehrkosten für die E-LKWs. 
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Dabei fehlt weitgehend die Möglichkeit der dinglichen Sicherung, zumal bei den häufig nur 

gemieteten Flächen. Netzinfrastruktur wird von Banken kaum als Sicherheit akzeptiert. Bei 

Margen unter 5% ist Kreditierung ohne staatliche Absicherung häufig nicht möglich. Deshalb ist 

das „Bürgschaftsprogramm Nordrhein-Westfalen“ und das Programm “NRW.BANK.Invest 

Zukunft“ von großer Bedeutung. Bürgschaften für Bankdarlehen haben dabei die weitaus 

größere Hebelwirkung als Zuschüsse.  

Wir fragen: Wenn Deutschland mit Hermes-Bürgschaften seit Jahrzehnten den Außenhandel 

unterstützt, warum sollte Deutschland nicht auch die Transformation in Deutschland unterstützen 

können? Wie weit die Groß-Logistiker mit ins Obligo für ihre Subunternehmer gehen müssen und 

können, ist im Einzelfall zu klären.  

Die Fördermittel des Bundes sind ebenfalls hilfreich, vor allem für KMU. Angesichts der 

erforderlichen Investitionen haben sie trotz des Umfangs (1 Milliarde € in 5 Jahren) nicht die 

erforderliche Hebelwirkung.  

Fazit: Bund und NRW stellen gute Finanzierungsinstrumente zur Verfügung. Es wäre sinnvoll, 

sie noch bekannter zu machen. Fraglich ist, ob die geplanten Volumina ausreichen werden, um 

die riesigen Investitionen zu unterstützen. Die Logistiker werden die Investitionen in jedem Fall 

nur stemmen können, wenn sie sich rechnen. 

3.6 Die Subunternehmer: Die vergessene Mehrheit 

50-80 % der ziehenden Einheiten der großen Logistiker werden von Subunternehmern gestellt : 

Unternehmen von einem LKW, der am Straßenrand parkt, bis zum lang etablierten Unternehmen 

mit mehreren Dutzenden ziehenden Einheiten. Die oben genannten Finanzierungsinstrumente 

decken einen erheblichen Teil der Finanzierungsnotwendigkeiten der Subunternehmer ab, 

sofern die zur Verfügung stehenden Volumina ausreichen. Überspitzt könnte man aber fragen: 

Wer finanziert den Rest? Der große Anteil der Subunternehmer weist auf den bis zum Äußersten 

angespannten Wettbewerb hin, mit wenig Finanzierungsspielräumen gerade für die 

Subunternehmen. Aber selbst, wenn dieses Problem gelöst wäre und Bereitschaft zur 

Transformation bei den Subunternehmen bestünde, ist Wesentliches noch nicht geklärt: Sie 

haben meist weder Personal, Know-how noch organisatorische Voraussetzungen, den 

komplexen Transformationsprozess (s.o.) insgesamt allein vorzubereiten und zu managen.  

Ohne massive Unterstützung der Hauptlogistiker wird es häufig nicht funktionieren. Intensive 

Beratung, Charging-as-a-Service-Modelle und andere Hilfestellungen sind hier gefragt.  Schon 

die Integration in die Ladeinfrastruktur auf den Depots der Hauptlogistiker stellt eine große 

Herausforderung dar, oft schon aus Platzmangel. In den Gesprächen adressierten gerade die 

großen Unternehmen das Problem. Sie sehen sich hier überfordert.  

3.7 Reicht Kostenneutralität zum Umstieg? 

In allen Märkten gibt es bei Neuentwicklungen sog. Early Adopter, innovationsorientierte und 

technologie-affine Anwender, so auch hier. Für sie reicht Kostenneutralität, die sie 

gegebenenfalls sogar selbst schaffen. Für die breite Masse der Logistiker sehen wir zwei 

Bedingungen: 

➢ Umfassende technologische Beratung. Logistiker müssen sich jetzt mit völlig 

neuen, bisher fachfremden Fragen beschäftigen (kostengünstige 

Energiebeschaffung) oder traditionelle Prozesse völlig neugestalten 

(Fuhrparkmanagement). Dabei muss jeder Logistiker eine eigene unternehmens-
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spezifische Lösung entwickeln. Ohne verlässlich-neutrale externe Beratung wird 

Vorurteilen und Fehlinvestitionen Tür und Tor geöffnet. (s.a. 5.1.) 

➢ Kostenvorteile: Der Aufwand und Investitionen, gepaart mit Unsicherheiten sind 

so groß, dass nur deutliche Kostenvorteile gegenüber Diesel zum gewünschten 

Umstieg der Mehrheit der Logistiker in 10 bis 15 Jahren führen wird. Die Lösung 

dafür ist die Aufhebung der strukturellen Benachteiligung des Straßengüter-

verkehrs in der Strombeschaffung. 

 

4. Strukturelle Benachteiligung des Straßengüterverkehrs bei den 

Stromkostenentlastungen 2026 

Kernaussage 

Die Stromkostenentlastungen des Bundes für 2026 begünstigen energieintensive 

Industriebetriebe mit bis zu 6 ct/kWh – Speditionen, die Elektro-LKW einsetzen, gehen 

strukturell leer aus. Damit werden zentrale Akteure der Dekarbonisierung des 

Schwerlastverkehrs fiskalisch benachteiligt. Diese Schieflage gefährdet die 

Investitionsbereitschaft der Branche und konterkariert die klimapolitischen Ziele der 

Bundesregierung im Verkehrssektor. 

 

4.1 Ausgangslage: Stromkostenentlastungen 2026 

Ab Januar 2026 stehen in Deutschland drei wesentliche Instrumente zur Entlastung von 

Stromkosten zur Verfügung: 

– Dauerhafte Stromsteuersenkung auf den EU-Mindestsatz (0,05 ct/kWh statt 2,05 ct/kWh) 

für das produzierende Gewerbe nach §9b StromStG – Entlastung: 2,00 ct/kWh 

– Staatliche Industriestrompreis-Beihilfe (5 ct/kWh für 50% des Verbrauchs) für besonders 

stromintensive Unternehmen aus Chemie, Stahl, Papier – effektive Entlastung: bis zu 3,4 

ct/kWh effektiv 

– Bundeszuschuss zu den Übertragungsnetzentgelten (6,5 Mrd. € p.a.) – Entlastung für alle 

Verbraucher: ca. 1,5–2,5 ct/kWh 

In der Summe können qualifizierte Industrieunternehmen damit auf einen effektiven 

Strombezugspreis von unter 10 ct/kWh kommen. Für Neuabschlüsse 2026 liegt der 

durchschnittliche Industriestrompreis laut BDEW bei ca. 16-17 ct/kWh (allgemeine Industrie) 

bzw. 5 ct/kWh (Industriestrompreis-Beihilfe, 50% des Verbrauchs). 

4.2. Das Problem: Logistiker sind systematisch ausgeschlossen  

Transportunternehmen und Speditionen fallen wirtschaftssystematisch nicht unter 

produzierendes Gewerbe, obwohl sie wesentlicher und integraler Teil des 

Gesamtproduktionsprozesses sind. Jetzt, da Speditionen wesentliche Stromverbraucher 

werden, hat das konkrete fiskalische Konsequenzen: 
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Für ein E-LKW-Depot mit beispielsweise 20 Fahrzeugen und einem jährlichen 

Ladeenergiebedarf von ca. 2.380 MWh (20 Fzg. × 100.000 km × 1,19 kWh/km) bedeutet die 

Differenz von 4–6 ct/kWh: Jährliche Mehrkosten gegenüber einem vergleichbaren 

Industriebetrieb: 90.000–130.000 €. § 9b StromStG nimmt überraschender- und 

widersinnigerweise Strom für Elektromobilität ausdrücklich von der Entlastung aus.  

4.3 Politische Einordnung 

Die Benachteiligung der Speditionen ist kein Versehen – sie ist Folge einer sektoral konzipierten 

Industriepolitik, die den Verkehrssektor nicht als Transformationsbereich mit vergleichbarer 

Stromkostenrelevanz wahrnimmt. Dabei gilt: 

– Regulatorisch: Die Bundesregierung hat im Rahmen der EU-Flottenregulierung (CO₂-

Standards für schwere Nutzfahrzeuge, VO (EU) 2019/1242) verbindliche Flottengrenzwerte 

akzeptiert, die ohne breite E-LKW-Adoption nicht erreichbar sind. 

– Wirtschaftlich: Die Investitionsentscheidung für E-LKW liegt nicht beim OEM, sondern 

beim Transportunternehmen – dessen TCO-Kalkulation ist entscheidend. 

– Strukturell: KMU haben noch geringere Kapitalpuffer für Mehrkosten. 

 

5. Was ist heute schon möglich – konkrete Umstiegsfaktoren 

Auf Basis der vorliegenden Praxiserfahrungen aus NRW-Workshops mit führenden Speditionen 
und bilateralen Gesprächen mit Großlogistikern lassen sich folgende Aussagen belastbar 
treffen: 
 

Pilotbetrieb läuft: 
Alle großen Speditionen haben erste E-LKW im Einsatz. Die technische Eignung für 

Strecken bis 400 km ist bestätigt. Strecken > 400 km sind dann machbar, wenn ein 

eigenes Depot oder Depots im Partnerverbund oder Kunden-Infrastrukturen für 

Recharging genutzt werden können.  

 

Entlastungsinstrument Produzierendes 
Gewerbe 

Logistik Differenz 

Stromsteuersenkung § 9b 
StromStG 

✓  0,05 ct/kWh ✗  2,05 ct/kWh – 2,00 ct/kWh 

Industriestrompreis-Beihilfe 
(BAFA) 

✓  bis –3,4 ct/kWh ✗  nicht antragsb. – 3,4 ct/kWh 

Bundeszuschuss Übertr.-
Netzentgelte 

✓  ca. –2 ct/kWh ✓  ca. –2 ct/kWh kein Nachteil 

§ 19 Abs. 2 StromNEV 
(Netzentgelt) 

✓  möglich (>7.000 

h/a) 
⚠  Einzelfall strukturell benacht. 

Effektiver Strompreis 
(geschätzt) 

< 10 ct/kWh möglich ca. 14–16 ct/kWh 4–6 ct/kWh 

 



Regionalgruppe NRW - WVG    |    Memorandum: Klimaneutrale Antriebswende Schwerlastverkehr 

Seite 14 | Regionalgruppe NRW - WVG | Juli 2026 

5.1. Umstieg ist heute möglich  

Ein wirtschaftlicher Umstieg auf E-LKW ist heute bereits möglich, wenn  

• mindestens 70–80 % der Strecken mautpflichtig sind, 

• die jährliche Kilometerleistung ca. 100.000 km/a erreicht.  

• Optimiertes Fuhrparkmanagement (siehe Studien bei Dachser und REWE Projekt)  

• der Strombezug inkl. Infrastrukturkosten unter 30 ct/kWh erfolgt.  

Dies wird erreicht durch 

o PV-Anlagen, ggf. Windenergieanlagen 

o KI-gestützten Stromeinkauf (Börse) 

o Großbatterien zum Abfangen von Lastspitzen und ggf. Arbitragegeschäften 

o Ausreichende kostenverträgliche Nachlademöglichkeiten im Reichweitenbereich, 

z.B. Hub-to-Hub Verkehr, Partnerschaftsverbund oder bei Kunden. 

 

Die Bedeutung der Optimierung des Fuhrparkmanagements zeigen Studien, die das Öko-

Institut in Zusammenarbeit mit Dachser und Einride/Fraunhofer mit REWE durchgeführt hat.  

➢ https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/ELV-Live_Fallstudie_Elektrifizierung_Lkw-

Depot.pdf  

➢ Optimierte Einsatzplanung kann die Potenziale von Elektro-Lkw deutlich erhöhen und Kosten 
senken - Fraunhofer ISI 

 

Bei unserem Workshop zum Thema Batterie und Charging-as-a-Service wurde deutlich, wie viele 

innovative kostensenkende Ideen inzwischen entwickelt werden, die auch Netzprobleme lösen. 

Es gibt immer mehr Business Cases, die CO₂-neutrale oder massiv THG-optimierte Logistik nicht 

nur bei Kostengleichheit, sondern häufig sogar mit Kostenvorteilen ermöglichen. Weitere 

Einsparungen von 3-5 ct/km scheinen realistisch. Das aber bedeutet, dass der Einsatz von E-

LKWs in wenigen Jahren und vor allem nach Abschreibung der Anfangsinvestitionen deutliche 

Wettbewerbsvorteile schaffen wird. Dies gilt insbesondere für die Unternehmen, die frühzeitig die 

umfangreichen Voraussetzungen geschaffen und Erfahrungen gesammelt haben. Die 

Privilegierung im Straßenverkehr (z.B. Städte, z.Zt. Brennerautobahn) und die immer mehr 

erkannte Attraktivität für die Fahrer (wichtig angesichts des Fahrermangels) oder 

Kundenanforderungen erhöhen die Umstellungsgeschwindigkeit.  

Deutlich wurde allerdings auch, dass jedes Unternehmen vollständig unterschiedliche 

Bedingungen hat und umfangreiches neues Know-how erforderlich ist, um die wirtschaftlichen 

Vorteile der Umstellung auch wirklich nutzen zu können. KMU werden das ohne externe 

Beratung nur selten selbst stemmen können.   

Ein frühzeitiger Umstieg kann ein strategischer Wettbewerbsvorteil werden 

Beispiele zeigen: Unter spezifischen Bedingungen und Planungen kann auch jetzt schon 
ein Roll-out Zug um Zug begonnen werden. Die dabei erworbenen Erfahrungen und 
Effizienzsteigerungen können zu erheblichen Vorteilen nicht nur im TCO, sondern in der 
gesamten Wettbewerbsfähigkeit führen, die die Mehrkosten überkompensieren. Wir 
empfehlen den Unternehmen, diese Chancen verantwortungsvoll auch zu nutzen. 
 
„Die Zukunft ist elektrisch.“ Alexander Hillers Vorstandsvorsitzender SVG Hessen, 
electrive-Interview, 27.5.2026 

 

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/ELV-Live_Fallstudie_Elektrifizierung_Lkw-Depot.pdf
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/ELV-Live_Fallstudie_Elektrifizierung_Lkw-Depot.pdf
https://www.isi.fraunhofer.de/de/presse/2025/presseinfo-08-einsatzplanung-elektro-lkw-potenziale-kosten.html
https://www.isi.fraunhofer.de/de/presse/2025/presseinfo-08-einsatzplanung-elektro-lkw-potenziale-kosten.html
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5.2.  Roll-out: Noch nicht möglich 

Ein Roll-out – definiert als der Austausch von mindestens 40–50 % der Gesamtflotte innerhalb 

von 5 Jahren – ist unter den heutigen Rahmenbedingungen nur selten umsetzbar. Die 

wichtigsten Gründe: 

➢ Die erheblichen Investitionen belasten die Liquidität und trotz Bürgschaften die Solvenz 

des Unternehmens. Der ROI ist zumindest in der ersten Roll-out-Phase schwer 

kalkulierbar. 

➢ Depotladeinfrastruktur für mehr als ca. 20–30 E-LKW je Standort ist in der Fläche selbst 

bei Fuhrparkoptimierung häufig nicht realisierbar (fehlende Netzkapazität, lange 

Planungszeiträume bis 15 Jahre, unzureichender Platz, Brandschutz).  

➢ Die Umstellung der gesamten Flotte verlangt neben der Investition in die Flotte und die 

Ladeinfrastruktur grundlegende Änderungen in allen Arbeitsprozessen des Logistikers 

(s.3.4). Dazu kommen Umbaumaßnahmen, evtl. Depot-Verlagerungen. Ohne 

entsprechende Vorteile und Sicherheiten wird ein guter Kaufmann dies nicht umsetzen.  

➢ Die ausreichende Nachlademöglichkeit (25 % der Gesamtmenge) innerhalb der 

Pausenzeit ist noch nicht flächendeckend sichergestellt. Selbst neue LKW-Ladeparks, 

wie der kürzlich eröffnete bei Kassel (SVG) haben nur ausreichende Kapazität für max. 6 

parallel ladende LKWs, 

➢ Die Produktivität der E-LKW beim Einsatz einer gesamten Flotte ist trotz aller 

Fuhrparkmanagement-Anpassungen noch nicht auf dem Niveau der Diesel-LKW. Dies 

hängt im Wesentlichen mit der deutlich kürzeren Reichweite und der damit verbundenen 

geringeren Flexibilität zusammen (> 2.000 km zu 4-500 km). LKW-Einsatz ist nicht 

identisch mit Fahrereinsatz, Lieferzeitfenster nicht unbedingt kompatibel mit Ladezeiten, 

im zGG fehlen u.U. 2 t Ladekapazität, Umwege wegen externer Ladeparks usw.  

➢ Unsicherheiten über Wintertauglichkeit, State of Health, Serviceeinsparungen 

➢ Subunternehmer (meist 50–80 % der Gesamtflotte) sind strukturell ausgeschlossen, da 

sie weder Kapital noch ausreichenden Zugang zu Depotinfrastruktur haben noch das 

notwendige Know-how aufbauen können. Sie sind auf die Unterstützung der 

Hauptunternehmer angewiesen. 

➢ Planungsunsicherheit bei der Mautpolitik (Gültigkeit über 2031 hinaus?) macht die 

erforderlichen 8–10-jährigen Investitionskalkulationen für die Umstellung der Flotte 

schwierig. 

Dies würde sich sofort ändern, wenn eine deutliche Einsparung bei den Energiekosten erreichbar 

wäre. 

6. Die Chance: E-Logistik: Günstiger.Klimaneutral.Subventionsfrei 

Schon in den oben dargestellten Berechnungen wird sichtbar, dass mit der Lösung der 

beschriebenen Probleme Logistik deutlich günstiger (10-20 %, TCO ohne Personal) werden kann 

als Diesel basierte Technik, auch ohne Mautsubvention.  

Im Kern sind es fünf zentrale Bedingungen. 

1. Ausreichend Strom im Depot unterhalb des Dieseläquivalentpreises, optimiert durch 

Großbatterie und PV mit geschätzten Einsparungen von 5 ct/kWh. 

Hier ist massiv Expertenrat gefragt. 

2. Umfassende Reorganisation des Fuhrparkmanagements entsprechend der technischen 

Rahmenbedingen der E-LKW. 

Das verlangt Erfahrungen der Logistiker, jetzt. 
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3. Mehrkosten für E-LKW (SZM) nur noch max. 50 %. 

Hier sind die OEMs gefordert. 

4. Gleichbehandlung mit der Industrie bei Netzentgelt und Stromsteuer. 

Hier ist staatliches Handeln nötig. 

5. Dichtes Netz bundesweiter Bezugsquellen, im Depot, öffentlich und im Rahmen von 

Ladepartnerschaften zum Dieseläquivalentpreis.  

Netzausbau braucht deutlichen Fokus Mobilität, der Bottleneck Nr. 1 

7. Ungelöste Probleme: Dringender politischer Handlungsbedarf 

Im Fokus: Es geht um den Rollout ganzer Flotten, nicht um einzelne E-LKW. 

Der Unterschied zwischen einem Pilotfahrzeug und dem Rollout einer Flotte mit 50, 500 
oder 5.000 Einheiten ist nicht graduell, sondern strukturell. Ein einzelner E-LKW kann an 
einem öffentlichen Ladepunkt laden. Eine Flotte von 200 E-LKW erfordert die vollständige 
Reorganisation des Depots, eine Netzanbindung im Hochspannungsbereich (oder in der 
gehobenen Mittelspannung) und eine koordinierte Ladelogistik. Ohne Lösung der 
folgenden politischen Handlungsfelder wird kaum ein Logistiker diesen Schritt wagen. 

7.1. Handlungsfeld NRW 

➢ Regionale Stromplanung: Ergänzung zur Vorschrift aus § 14 EnWG, erstmals zum 

31.10.2026 Netzausbaupläne zu erstellen: Entwicklung eines NRW-Landesprogramm zur 

Verzahnung kommunaler Energiedaten mit den Netzausbauplänen nach § 14d EnWG, 

inkl. Pflichtberücksichtigung von Logistikstandorten. Prüfung eines Förderprogramms für 

kommunale Verteilnetzbetreiber (VNB) insbesondere für die 38 VNB mit < 100.000 

Kunden 

➢ Netzanschlussbeschleunigung: Koordinierte Begleitung von Netzanschlussverfahren 

für Logistikdepots durch das Land; Nachdrückliche Empfehlung des Landes, 

spezialisierte Anlaufstellen für Speditionen, landesweit koordiniert durch die VNB zu 

schaffen.  

➢ Flächenverfügbarkeit: Vorzeitige Überprüfung des Landesentwicklungsplans für die 

Bereitstellung geeigneter Gewerbeflächen für Depot-Reorganisation inkl. Ladein-

frastruktur; Prüfung landesweiter Verrechnung von Entsiegelungsflächen; Vorbild (Info 

durch DSV): dänische Kommunalpolitik mit Vorrangflächen für Logistikumstrukturierung.  

➢ Finanzierungsabsicherung: Aufbau eines speziellen Bürgschaftsprogramms über das 

Land für Investitionen in Depotladeinfrastruktur; die Margen der Branche behindern 

deutlich eine rein privatwirtschaftliche Risikoübernahme. Diese Finanzierungsab-

sicherung hätte auch eine wesentlich größere Hebelwirkung als jedes Förderprogramm. 

Die Wirkung öffentlicher Mittel wird von uns im Vergleich zu Zuschüssen mit einem 

Faktor 10 höher eingeschätzt. Es hätte auch deutlich haushalterische Vorteile. 

➢ KMU/Subunternehmer-Lösung:  Auch wenn die Problematik klar ist, haben wir hier 

noch keine umfassende Lösung gefunden. Jedoch stehen vier Fragen im Vordergrund: 

o Wie baut man eine Ladeinfrastruktur möglichst kostengünstig auf? 

o Wie kann ich die Strombezugskosten unter Dieselniveau senken? 

o Wie und in welchen Abschnitten gelingt die Umstellung der ganzen Flotte? 

o Wie kann sich das Unternehmen die Umstellung leisten? 
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Die NRW-Bank Förderung vorausgesetzt, sehen wir im Aufbau einer umfassenden 

Beraterstruktur mit zertifizierten staatlich anerkannten Beratern (analog Gebäude- und 

Denkmalförderung) einen wesentlichen Hebel, verbunden mit weitgehender Förderung 

(70%). Nicht finanzielle Überforderung, sondern fehlendes Know-how erweist sich 

zunehmend als zentraler Engpassfaktor.  

Hier sehen wir die Landesgesellschaft NRW.Energy4Climate als Koordinatorin bestens 

aufgestellt, um - auch gemeinsam mit den großen Unternehmen in NRW - Lösungen zu 

finden und so im wichtigen Subunternehmerbereich die Umstellung zu beschleunigen.  

➢ Masterplan Transformation Schwerlastverkehr: NRW braucht einen koordinierten 

Transformationsplan mit verbindlichen Meilensteinen, der Netzausbau, Flächenpolitik, 

Förderung und Begleitung integriert. Auf dieser Grundlage sollte Netzbetreibern 

nahegelegt werden, Flexibilität und Speicherkapazität Dritter marktgestützt zu beschaffen 

(§ 14c EnWG) bzw. Engpassregionen auszuweisen, in denen Batterieprojekte privilegiert 

angeschlossen werden. Dies könnte ähnlich vorbildhaft für andere Bundesländer sein wie 

die in BaWü eingeführte Wärmeplanung. 

7.2. Handlungsfeld Bund 

➢ Langfristige Mautsicherheit:  Sie ist essenziell für den Ausgleich der noch zu hohen 

Mehrkosten in der Anschaffung/Leasing. Ab weniger als 50% Mehrkosten (SZM) reicht 

die Einsparung des CO₂ Emissions-Mautanteils von 15,8 ct/km (im Vergleich zu Euro 

6, > 4 Achsen) + THG-Quote. Aber bis dahin muss Mautbefreiung/-Reduzierung für 

emissionsfreie LKW über 2031 hinaus durch einen zusätzlichen langfristigen 

gesetzlichen Rahmen im Rahmen des EU-Rabattkorridor (Rabatt max. 75%) gesichert 

werden. Dies könnte z.B. mit der Übernahme der Förderlogik im Hochlauf der PV-

Anlagen erfolgen. (Mautbefreiungshöhe orientiert sich am Anschaffungszeitpunkt des 

LKW). Sie beinhaltet zudem einen Early Adopter Bonus. Das sollte jetzt schon 

gesetzlich geregelt werden, denn ohne diese Investitionssicherheit ist ein 8-10-Jahres-

Investitionsplan kaum möglich. Dies ist insbesondere für eine Investitionsentscheidung 

zur Umstellung einer ganzen Flotte und der damit verbundenen Depot-Transformation 

erforderlich. Unternehmen, die jetzt umstellen wollen, können nicht warten, bis die EU 

entschieden hat, ob und wie die Förderung über 2031 verlängert wird.  

➢ Deutliche Stromkostenentlastung für Logistiker: Dies würde den Umstieg dramatisch 

beschleunigen, den Standort Deutschland wettbewerbsfähiger machen (siehe dazu 

Kapitel 2) und einen Booster für die LKW produzierende Automobilindustrie bedeuten.  

Dafür folgende Vorschläge: 

o Kurzfristig  

▪ Stromsteuer: Erweiterung des § 9b StromStG auf gewerblich genutzten Ladestrom 

für E-LKW-Flotten. Speditionen mit nicht-öffentlicher Depotladeinfrastruktur sind 

dem produzierenden Gewerbe gleichzustellen; der ermäßigte Steuersatz von 0,05 

ct/kWh ist auf den Ladestrombezug für den gewerblichen Gütertransport 

anzuwenden. Instrument: Gesetzes-änderung StromStG, nach §44 AGVO 

freistellungsfähig, kein Notifizierungsverfahren 

▪ Netzentgelt: Einbeziehung der Logistikbranche und Berücksichtigung deren 

besonderen Bedingungen bei der laufenden BNetzA Reform für Industrie-

netzentgelte. (Siehe BNetzA: Konzept Pilotprojekte für die Industrienetzentgelte,19. 

Februar 2026) 

RLM-Messung auf Depotebene, Anerkennungsfähigkeit von Smart-Charging-

Steuerung als atypische Netznutzung sowie Zugang zu individuellen Netzentgelten 
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sind verbindlich festzulegen. Instrument: BNetzA-Festlegung (§ 29 EnGW), keine 

Gesetzesänderung, keine EU-Notifizierung. 

o Mittelfristig  

▪ Zeitlich befristete Logistik-Beihilfe: Einführung einer sektoralen, Stromkosten-

ausgleichsregelung für Transportunternehmen mit E-Lkw-Flotten nach dem Vorbild 

der BAFA-Industriestrompreis-Beihilfe. Die Regelung wäre als eigenständige 

Beihilfe nach Art. 107 Abs. 3 lit. c AEUV mit EU-Notifizierung auszugestalten. 

Bemessungsgrundlage ist der nachgewiesene Ladestrombezug für den 

gewerblichen Gütertransport; die Beihilfeintensität orientiert sich an der 

strukturellen Kostendifferenz gegenüber begünstigten Industriebetrieben. 

Instrument: Neue nationale Beihilferegelung, EU-Notifizierung erforderlich. 

➢ Reform der Netzanschlussregulierung: Das Antragsprinzip (Netzbetreiber handeln nur 

auf Anfrage) muss durch ein proaktives Vorsorgeplanungsprinzip ergänzt werden. 

Regionale Energiebedarfsplanungen müssen künftige Laststeigerungen durch Logistik 

vorab einrechnen (s. regionale Energieplanung). Das Diskriminierungsverbot im EnWG 

muss sachgerecht nach objektiven Kriterien differenziert werden (z.B. Systemdienlichkeit, 

Anschlussreife). 

➢ Koordinierung der > 800 Netzbetreiber: Bundesweit agierende Logistiker stoßen auf 

830 unterschiedliche Anforderungen, Kapazitäten und Reaktionszeiten. Dies macht 

koordinierte Rollouts faktisch unmöglich. Es braucht bundeseinheitliche Standards und 

eine Koordinierungsstelle oder einen federführenden Netzbetreiber. 

➢ Verkehrsrechtliche Gleichstellung: Rechtliche Nachteile von E-LKW (Gewicht, 

Achslast, Länge) sind, soweit national möglich, vollständig zu beseitigen, entsprechende 

Einflussnahme bei der jetzt aktuellen Revision der Richtlinie 96/53/EG (Gewichte und 

Abmessungen). 

Sonderspuren, Innenstadt- und Parkprivilegien für E-LKW sind zu prüfen. Dies wäre auch 

sinnvoll, europaweit zu vereinheitlichen. 

➢ Investitionsrahmen: Bundesbürgschaften und KfW-Programme für Ladeinfrastruktur-

Investitionen von Logistikern. Der bei Netzanschlüssen gültige Grundsatz “wer bestellt, 

bezahlt” funktioniert für diese systemkritische Infrastruktur nicht mehr. Logistiker können 

ein für die neuen Energiebedarfe unzureichendes Verteilnetz nicht allein finanzieren.  

7.3. Handlungsfeld Europa 

➢ Clean Vehicle Directive: CVD vereinfachen, nicht verwässern. Die Steuerung wird von 

der Einzelvergabe auf verbindliche Flottenziele umgestellt (X % emissionsfreie 

Fahrzeuge im öffentlichen Fuhrpark bis Jahr Y) – das entlastet jede einzelne 

Ausschreibung. Flankierend: ein bundesweit einheitliches digitales Melderegister (TED-

Basis) statt 16 Länder-Monitorings sowie gebündelte Beschaffung über interkommunale 

Stellen zur Entlastung kleiner Kommunen. Im CVD-Review 2027 sollte die Quote für 

schwere Nutzfahrzeuge (derzeit 15 %) angehoben werden; Schwellenwerte werden 

vereinheitlicht, aber nicht erhöht – Entlastung erfolgt über Bündelung, nicht über 

Herausnahme aus dem Anwendungsbereich. 

➢ ETS2-Flankierung: Die Verteuerung des Dieselkraftstoffs durch ETS2 allein wird keine 

ausreichende Lenkungswirkung erzeugen, solange die Infrastrukturlücke für E-LKW nicht 

geschlossen ist. Möglichkeiten: 

o Europäischer Druck auf die Umsetzung (und ggf. Hilfen) der verbindlichen AFIR-

Verordnung in ganz Europa. Ohne flächendeckende Lademöglichkeiten in ganz 

Europa ist auch eine flächendeckende nationale Umstellung auf klimaneutrale 

Antriebssysteme nicht möglich.  
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o Netzanschluss-Fristenpflicht: Im Rahmen der AFIR-Revision 2026 sollten verbindliche 

Bearbeitungsfristen für Netzanschlüsse bei Ladeinfrastruktur gefordert werden (analog 

zu § 8 EEG für Einspeiseanlagen). 

o die o.g. verkehrsrechtliche Gleichstellung, insbesondere Revision der Richtlinie 

96/53/EG (Gewichte und Abmessungen). 

o Ersatz für die fehlenden Mautprivilegien auf (privaten) mautpflichtigen Autobahnen 

europaweit 

o Europäische Investitionsbank (EIB): Günstige Darlehen für Depot-Elektrifizierung 

➢ Förderrahmen:  

o Erhöhung der EU-Innovationsfonds (aus ETS-Einnahmen). Ausbau der Förderlinien 

für Depotinfrastruktur, Batteriemanagementsysteme und Ladeökosysteme im 

Güterverkehr wäre möglich.  

o Bei Fortschreibung der AGVO: höhere Förderdeckel, vereinfachte 

Kumulierungsregeln. 

o Nutzung von IPCEI-Instrumenten oder europäischen Strukturfonds für die Logistik-

Transformation in Grenzregionen und strukturschwachen Gebieten 

7.4. Priorisierung in NRW 

Wir haben hier die wichtigsten Vorschläge zur Unterstützung und Beschleunigung der 

Antriebswende zusammengestellt. Diese Vorschläge umzusetzen oder an ihrer 

Umsetzung mitzuwirken, empfehlen wir dem Land NRW, aber auch den Verbänden der 

Logistiker. Wenn man aber der Frage nachgeht, was sind denn die beiden wichtigsten 

Bedingungen für die Beschleunigung der Transformation, die in NRW unmittelbar 

umgesetzt werden können, dann stehen zwei Aufgaben vor allen anderen.  Aufgaben, die 

darüber entscheiden, wie schnell in NRW die Umstellung auf klimaneutrale 

Antriebstechnologie erfolgen wird:  

➢ Aufbau kostengünstiger und optimierten Fuhrparkmanagement angepasste 

Depotinfrastruktur, die die mittelfristige Leistungsfähigkeit der VNB berücksichtigt. 

➢ Umfassende Transformationsberatung, die die besonderen Bedingungen des 

einzelnen Logistikers, örtliche Rahmenbedingungen, Strombezugs- und 

erzeugungssysteme, Fuhrparkmanagement, Umstellungsstufen, Finanzkraft, 

Größe, Kundenprofil usw. umfassend berücksichtigt. Viel mehr 

Logistikunternehmen als allgemein vermutet könnten jetzt schon wirtschaftlich auf 

E-LKW umsteigen, aber es ist teilweise komplex zu gestalten. Als Energiemanager 

Logistik neu zu organisieren, ist neue Herausforderung für jeden Logistiker. 

Wir würden uns freuen, wenn die Landesregierung dafür kreative und vielleicht 

auch unkonventionelle Lösungen finden würde.  

8. Fazit: Ohne strukturelle Lösungen kein Roll-out 

Die klimaneutrale Transformation des Schwerlastverkehrs ist technisch und unter bestimmten 

eingeschränkten Bedingungen zum Teil wirtschaftlich möglich, aber unter den aktuellen 

politischen, finanziellen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen massiv erschwert. 

Es geht nicht darum, ob ein einzelnes Unternehmen einen oder zehn E-LKW einsetzt, sondern 

ob ein Logistiker mit 50, 100, 500 oder 2.000 LKW seine gesamte Flotte über Depots bundesweit 

umstellen kann – inklusive aller Subunternehmer. Diese Frage können die Unternehmen allein 

nicht beantworten. Die Politik muss unter Einbindung aller Stakeholder handeln. 
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Nur wenn klimaneutrale Antriebstechnologie im Wettbewerb zum Diesel bestehen kann 
oder gar überlegen ist, wird die Antriebswende in dem angestrebten Tempo gelingen. 
Ohne koordinierten Netzausbau, günstigen Strom in Depots und unterwegs, langfristige 
Mautsicherheit, ausreichende Instrumente zur Finanzierung, umfassende fachliche 
Beratung der Logistiker sowie strukturelle Lösungen für Subunternehmer wird der Roll-
out auf klimaneutrale Antriebe im Schwerlastverkehr schwer – er könnte sich stark 
verzögern oder sogar ausbleiben. Auch die im Fokus der Politik stehenden öffentlichen 
Ladeparks werden weitgehend leer bleiben – nicht weil die Technologie versagt, sondern 
weil die Systemvoraussetzungen fehlen. 
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